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Die Anfrage wird wie folgt beantwortet : 

Zu Frage 1 

Es trifft nicht zu, daß die Privatfliegerei in der Bundesrepublik durch 
bürokratische Maßnahmen behindert wird. Das beweist die über 
Erwarten starke Entwicklung des Privatflugs ln der Bundesrepublik 
innerhalb kürzester Zeit. Seit Wiederherstellung der deutschen Luft- 
hoheit sind in rund l'/o Jahren insgesamt 350 Privatflugzeuge zum 
Verkehr zugelasscn. Die Zahl der in der Bundesrepublik ausgestellten 
Luftfahrerscheine belief sich in der gleichen Zeit bis Ende 1956 
auf rund 1 500. 

Trotz der beengten geographischen Verhältnisse der Bundesrepublik 
und der starken Inanspruchnahme des Luftraums — insbesondere 
durch die Militär- und Verkehrsluftfahrr — wird die Privatfliegerei im 
Bundesgebiet großzügiger und liberaler behandelt als in zahlreichen 
ausländischen Staaten. 

Zu Frage 2 

Flugplan, Bordpapiere und Wetterberatung sind gesetzlich vorge- 
sdiriebene Maßnahmen zur Wahrung der Verkehrssicherheit in der 
Luftfahrt land zum Schutz von Leben und Eigentum Dritter. Die 
Bundesregierung befolgt mit diesen Vorschriften die Kichtlinien und 
Empfehlungei\, die von den in der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation (ICAO) vereinigten 70 Staaten beschlossen worden 
sind und zu deren Beachtung die Bundesrepublik als Mitglied der 
ICAO verpflichtet ist. Diese Maßnahmen dienen auch den Interessen 
der Luftfahrzeugführcr. Die Erfahrung innerhalb der kurzen Zeit 
seit Wiederaufnahme des Motorflugbetriebes in der Bundesrepublik 
hat gezeigt, daß die Niclitbeaditung dieser Bestimmungen gerade in 
der Privatfliegerei zu zahlreichen und teilweise schweren Unfällen 
geführt hat (Absturz bei Hannover- Langenhagen am 11. Mai 1957, 
4 Tote!). 
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Die Führung der Bordbücher ist notwendig, da nur hierdurch die 
erforderliche Kontrolle und die technische Überwachung des Flug- 
zeugs ermöglicht wird. 

Die Flughafenverwaltungen sind bereits vor längerer Zeit veranlaßt 
worden, örtlich auseinanderliegende Abfertigiingsstellen zur Beschleu- 
nigung der Abfertigung zusammenzufasssen. 

Zu Frage 3 

Alt und Umfang der Untersuchung des fliegenden Personals sind 
einheitlich von der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation fest- 
gelcgt. Die Anforderungen an Verkehrsflieger übersteigen jedoch die 
Anforderungen an Privatflieger nach Umfang und Häufigkeit der 
Untersuchungen um ein Vielfaches. Es trifft daher nicht zu, daß die 
Anforderungen an den Gesundheitszustand eines Privatfliegers „fast 
ebenso hoch sind wie im Falle eines Piloten großer Verkehrsmaschinen”. 

Zu Frage 4 

Bei Wiederherstellung der deutschen Lufthoheit mußte auf die bis- 
herigen deutschen Bau- und Prüf Vorschriften als Teil der deutschen 
Luftfahrtgesetzgebung zurückgegrifTen werden. Durch die Piüford- 
nung für ausländisdies Luftfahrtgerät vom 19 August 1953 und die 
Verordnung über die Prüfung von Luftfahrtgerät vom 24. Okto- 
ber 1955 ist der Bundesminister für V^erkehr berechtigt, ausländische 
Bau- und Prüf Vorschriften neben den deutschen Bau- und Prüf Vor- 
schriften als Prüfgrundlage anzuerkennen. Von dieser Ermächtigung 
ist Gebrauch gemacht worden. 

Der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt, auf Vorschlag des 
Deutschen Luftfahrzeugausschusses (DLA) zunädrst die Vorschriften 
der Vereinigten Staaten von Amerika, die sich mit dem Bau von 
sogenannten Leichtflugzeugen befassen, anzuerkennen. Entsprechende 
deutsche Vorschriften sind in Vorbereitung. Die Bundesregierung ist 
allerdings der Auffassung, daß durch erleichternde Maßnahmen die 
Sicherheit der Luftfahrt nicht gefährdet werden darf, zumal Leicht- 
flugzeuge 2 . T. im Selbstbau hergcstellt werden. Hierzu ist es uner- 
läßlich, daß sowohl Vdugmotor als auch Flugwerk den aus Sicher- 
heitsgründen zu stellenden Anforderungen gerecht werden. Bereits 
eingetretene Unfälle machen diese Maßnahme dringend notwendig. 

Zu Frage 5 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß Bau und Zulassung von 
sogenannten Lcicliiilugzeugen in einigen Staaten unter leichteren 
Bedingungen möglich sind. Es ist aber auch bekannt^ daß die Zu- 
lassung dieser Flugzeuge z. B. in England und Frankreich zahlreiche 
Unfälle zur Folge hatte. 

Zu Frage 6 

Es trifft nidu zu, daß der deutschen Luftfahrtindustrie mangels 
geeigneter Regelungen über den Luftverkehr und Bau sogenannter 
Leichtflugzeuge ernste Nachteile — insbesondere der ausländischen 
Konkurrenz gegenüber — erwachsen. Eine Leichtflugzeug-Industrie 
gibt es in der Bundesrepublik noch nicht. Die Fertigung einzelner 
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Leichtflugzeuge beschränkt sich bisher auf den sogenannten Eigenbau 
oder auf handwerkliche Kleinbetriebe, denen die technischen und 
finanziellen Voraussetzungen für eine industrielle Produktion fehlen. 

Zu Frage 7 

Die gesetzlich vorgeschriebene Genehmigung von Landeplätzen ol'- 
liegt den Länderregierungen. Diese benötigen zu den Genehmigungen 
das Einverständnis des Bundesministers für Verkehr, der dabei in der 
Regel nur Fragen der Flugsicherheit und der Koordinierung mit den 
Streitkräften behandelt. 

Auf die Durchführung der Genehmigungsverfahren bei den Ländern 
hat die Bundesregierung keinen Einfluß. 

Wo sich die Zulassung von Luftfahrtgcländen verzögert hat, dürfte 
das erfahrungsgemäß weniger auf Mangel der Luftfahrt Verwaltungen 
als auf Bedenken und Weigerungen örtlicher Instanzen zurückzu- 
führen sein, auf deren Entscheidungen die Luftfahrtbehörden einen 
Einfluß nicht nehmen können. 

Immerhin sind in den zwei Jahren seit Wiederherstellung der Luft- 
hoheit am 5. Mai 1955 bereits 38 Landeplätze mit Einverständnis 
des Bundesministers für Verkehr von den Ländern genehmigt 
worden; außerdem hat die Bundesregierung der Genehmigung 
weiterer 27 solcher Plätze zugestimmt. 

Zu Frage 8 

Wie sich aus der Stellungnahme zu Frage 1 bis 7 ergibt, gehen 
die aufgeworfenen Fragen teilweise von unzutreffenden Voraus- 
setzungen aus. Die Bundesregierung wird weiterhin unter Berück- 
sichtigung der erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen alle vertretbaren 
Erleichterungen für die Entwicklung der Privatfliegerei in der 
Bundesrepublik gewähren. 

Der eindrucksvolle Aufschwung der Privatfliegerei in der Bundes- 
republik seit dem 5. Mai 1955 widerspricht der Ansicht, daß die 
Entwicklung der Privatfliegerei entscheidend gehemmt worden ist. 


Dr.-Ing. Seebohm 
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